6. Wahlperiode 
Deutscher Bundestag 


Drucksache V[/2592 


Sachgebiet 2161 


Kleine Anfrage 

des Abgeordneten Rollmann 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Zukunft des gesetzlichen Jugendschutzes 


In der Beantwortung der Kleinen Anfrage der Abgeordneten 
Rollmann, Frau Brauksiepe, Dr. Heck, Burger, Frau Stommel, 
Frau Schroeder (Detmold) und Genossen betr. Situation des 
gesetzlichen Jugendschutzes (Drucksachen VI/1400, VI/1531) hat 
die Bundesregierung ausgeführt: „ Es bestehen Meinungs- 
verschiedenheiten darüber, welche Umwelteinflüsse geeignet 
sind, auf die Persönlichkeitsentwicklung von Kindern und 
Jugendlichen so abträglich einzuwirken, daß eine ernsthafte 
Gefährdung befürchtet werden muß. Die Bundesregierung hat 
es sich zum Ziel gesetzt, zu dieser zunehmend in den Meinungs- 
streit geratenen Frage neue wissenschaftliche Erkenntnisse er- 
arbeiten zu lassen und die bei der Durchführung der Jugend- 
schutzgesetze gesammelten Erfahrungen auszuwerten, damit 
eine Reform dieser Gesetze auf einer tragfähigen Grundlage 
erfolgen kann.'' Seitdem ist fast wieder ein Jahr vergangen, 
ohne daß die „Erarbeitung" dieser „neuen wissenschaftlichen 
Erkenntnisse" in Auftrag gegeben worden ist. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1, Warum ist der von der Bundesregierung seit zwei Jahren 
mehrfach angekündigte und z. B. auch in der obigen Antwort 
der Bundesregierung in seiner Notwendigkeit begründete 
wissenschaftliche Forschungsauftrag zur Erforschung der 
Grundlagen des gesetzlichen Jugendschutzes immer noch 
nicht vergeben worden, obwohl doch nach der eigenen Aus- 
sage der Bundesregierung schon das dazu fertiggestellte 
erste Arbeitspapier bei den Wissenschaftlern und erfahre- 
nen Praktikern der Jugendhilfe, denen es zur Stellungnahme 
zugegangen ist, „ausnahmslos eine zustimmende und gute 
Resonanz gefunden hat" (Drucksache V/1531)? 

2, Wann wird dieser wissenschaftliche Forschungsauftrag nun- 
mehr vergeben werden? 

3, Wie sieht die Bundesregierung das Verhältnis des „Gesetzes 
über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften" (GjS) 
zum StGB? 
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4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Unterkom- 
mission „GjS" des Rechtspolitischen Ausschusses beim Par- 
teivorstand der SPD in dem Bericht vom 20. Mai 1970, daß 
„das GjS aufgehoben werden sollte"? 

5. Plant die Bundesregierung das GjS zu novellieren, ohne daß 
der wissenschaftliche Forschungsauftrag vergeben ist und 
Ergebnisse vorliegen? 

6. Welche Bestimmungen des GjS will die Bundesregierung 
gegebenenfalls novellieren? 

7. Wird die Bundesregierung entsprechend den von den 
Jugendschutzexperten in der Sitzung des Bundestagsaus- 
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit am 6. Mai 1971 
geäußerten Bedenken an dem § 6 Abs. 1 GjS festgehalten? 


Bonn, den 21. September 1971 


Rollmann 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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